
Wer als Vermieter oder Ver-
walter vom Mieter die Durch-
führung von Schönheitsrepara-
turen verlangt, obwohl er weiß 
oder wissen muss, dass die 
Abwälzungsklausel im Miet-
vertrag unwirksam ist und der 
Mieter deshalb gar nicht reno-
vieren müsste, schuldet dem 
Mieter Ersatz des ihm daraus 
entstandenen Schadens. Das 
können die Kosten für die Re-
novierung aber auch die des 
Kostenvoranschlages und die 
Anwaltsgebühren sein (KG 

Berlin 18.5.2009 – 8 U 190/08).
Viele Wohnraummietverträge 
enthalten unwirksame Klau-
seln, mit denen der Mieter zur 
Durchführung von Schönheits-
reparaturen verpflichtet wer-
den soll. Vor allem ein starrer 
Fristenplan, der regelmäßig 
in älteren Mietverträgen vor-
kommt, ist unzulässig. Nicht 
selten kündigt der Mieter und 
erhält dann ein Schreiben der 
Hausverwaltung, in dem er ne-
ben einer Bestätigung seiner 
Kündigung auf die Regelung 

im Mietvertrag zu den Schön-
heitsreparaturen hingewiesen 
wird („…beachten Sie bitte im 
Mietvertrag § …“).
Der Mieter beauftragt einen 
Rechtsanwalt mit der Prüfung, 
ob er zur Durchführung von 
Schönheitsreparaturen ver-
pflichtet ist und holt – kosten-
pflichtig - einen Kostenvoran-
schlag über die Renovierungs-
kosten ein. 
Das Problem hier liegt da-
rin, dass der Vermieter schon 
durch den Hinweis auf die un-
wirksame Regelung im Miet-
vertrag aktiv eine Renovierung 
verlangt, die der Mieter nicht 
schuldet, weil die Regelung im 
Mietvertrag unwirksam ist.
Der Vermieter bzw. Verwal-
ter handelt schuldhaft, wenn 
er seine Rechtsposition nicht 
mehr als plausibel ansehen 
darf (BGH 16.01.2009 – V 
ZR 133/08). Der Maßstab ist 
streng. So wird vom gewerb-
lichen Vermieter verlangt, 
dass er die Rechtsprechung 
des BGH kennt. Das Verschul-
den seiner Berater (Verwalter, 

Verband oder Anwalt), von de-
nen erwartet wird, dass sie sich 
auskennen, muss sich der Ver-
mieter zurechnen lassen.
Häufig kommt es auch vor, 
dass Mieter aus eigenem An-
trieb nicht geschuldete Schön-
heitsreparaturen ausführen, 
obwohl die Klausel im Mietver-
trag unwirksam ist. Das kann 
Ansprüche aus ungerechtfer-
tigter Bereicherung gegen 
den Vermieter auslösen (BGH 
27.05.2009 – VIII ZR 302/07). 
Auch wenn noch nicht ab-
schließend geklärt ist, ob der 
Vermieter verpflichtet ist, den 
renovierungswilligen Mieter 
darüber aufzuklären und von 
der Renovierung abzuhalten. 
Das Haftungsrisiko ist hoch. 
Und der Versuch, den Mieter 
durch einen „harmlosen“ Hin-
weis dazu zu bringen, eine Re-
novierung durchzuführen, die 
er nicht schuldet, kann teuer 
werden.  

Von: Rechtsanwältin Stefanie Bressel, 
Fachanwältin für Miet- u. Wohnungs
eigentumsrecht
www.kanzlei-im-zentrum.de

Vorsicht Schönheitsreparaturen:  
Schadensersatzanspruch droht!
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Die Spezialisierung
erstreckt sich insbesondere
auf folgende Fachgebiete:

● Gewerberaummiete
● Wohnungseigentum
● Maklerrecht
● Steuerrecht
● Vertragsgestaltung
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